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Geschäftszeichen: VM4-38-86/7/3 

(bei Antwort bitte angeben) 

Datum: 19.06.2026 

Neue bundesweite Rechtsgrundlage zur digitalen Parkraumkontrolle 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit der Neufassung des Straßenverkehrsgesetzes (StVG) des Bundes tritt am 1. Juli 2026 eine 
bundeseinheitliche Regelung zur digitalen Parkraumkontrolle in Kraft, d. h. zur Kontrolle von 

Parkberechtigungen und zur Ahndung von Falschparken mithilfe von Scan-Fahrzeugen. Im 
Folgenden beziehen wir Stellung zur Frage, wie sich die neue bundeseinheitliche Regelung in 

§ 63g StVG zur bisherigen Landesregelung in § 13 Landesmobilitätsgesetz (LMG) verhält. Wir 

nehmen zudem erläuternd Stellung zu den im Bundesrecht vorgesehen Sichtkontrollen zur 

Nachprüfung der Detektionsergebnisse des Scan-Fahrzeugs. Diese Sichtkontrollen bringen für 
den Kontrollfall Schwarzparken (d. h. Parken ohne Parkberechtigung) Änderungen mit sich, 

während der Kontrollfall Falschparken (d. h. Parken auf unzulässigen Flächen) weiterhin ohne 

entsprechende Auflagen durchführbar bleibt. 

1. Zur Anwendbarkeit der Regelungen 

Das Straßenverkehrsrecht, zu dem die digitale Parkraumkontrolle gehört, fällt nach Art. 74 Abs. 

1 Nr. 22 GG unter die konkurrierende Gesetzgebung. Länder dürfen in diesem Bereich nur so 
lange und soweit eigene Regelungen treffen, wie der Bundesgesetzgeber von seiner 

Gesetzgebungskompetenz keinen abschließenden Gebrauch gemacht hat. Die 
Regelungsdichte von § 63g StVG zur digitalen Parkraumkontrolle zeigt, dass es sich hierbei um 

eine umfassende und vorbehaltlich zukünftiger Anpassungen abschließende Regelung 
handelt. Damit entfaltet die Bundesregelung eine Sperrwirkung gegenüber der bisher 

bestehenden Landesregelung.   
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Mit dem Inkrafttreten des neu gefassten und im Bundesgesetzblatt bereits verkündeten 

StVG am 1.7.2026 ist § 13 LMG damit nicht mehr anwendbar.  

§ 63g StVG ist mit seinem Inkrafttreten sofort und unmittelbar anzuwenden. Zur Anwendbar-

keit bedarf es keiner Anpassung der StVO, da § 63g StVG rundum vollzugsfähigen Charakter 
aufweist und der Bundesgesetzgeber zudem an keiner Stelle die Anwendbarkeit von weiteren 

untergesetzlichen Regelungen abhängig macht. Dabei bleibt nicht ausgeschlossen, dass 

vollzugspraktische Fragen wie beispielsweise die Beschaffenheit der Kenntlichmachung von 

Scan-Fahrzeugen und Kontrollen nach § 63g Abs. 5 StVG durch den Bundesgesetzgeber noch 

geregelt werden. 

Eine Bereinigung des Landesmobilitätsgesetzes wird unsererseits angestrebt. 

2. Alt-Regelung und Neu-Regelung im Vergleich 

Im Überblick stellt sich der Vergleich von Alt- und Neu-Regelung wie folgt dar: 

• Absatz 1 – Kennzeicheneingabe und Erlaubnis der Datenverarbeitung:  

Die Behörden dürfen zur Durchführung der digitalen Parkraumkontrolle verlangen, dass 
im Parkscheinautomaten das amtliche Kennzeichen eingegeben wird. Zum Zweck der 

digitalen Parkraumkontrolle dürfen das Kennzeichen, der Geltungsbereich und der 
Zeitraum der Parkberechtigung für bis zu 24 Stunden gespeichert werden.  

Unterschied: Im Vergleich zum LMG wird im StVG keine Verschlüsselung übertragener 
Daten gefordert. Zudem dürfen die Daten abgelaufener Parkberechtigungen (Kennzei-

chen, Geltungsbereich und -zeitraum) bis zu 24 Stunden nach Ablauf der Parkberechti-
gung gespeichert werden, während das LMG eine unverzügliche Löschung nach Ablauf 

forderte. Die Vorgabe „bis zu“ ist nach den Vorgaben der Datenschutz-Grundverord-
nung, vgl. Art. 5 Absatz 1 Buchstaben c, e DS-GVO, so zu interpretieren, dass die Daten 

weiterhin baldmöglichst zu löschen sind und maximal bis zu einer zeitlichen 

Obergrenze von 24 Stunden gespeichert werden dürfen. 

• Absatz 2 – Kontrolle von Parkberechtigungen:  

Für die stichprobenartige Überwachung des ruhenden Verkehrs dürfen die Behörden 

per Videokontrolle folgende Daten erheben, übermitteln und speichern: Bilder vom 
Fahrzeug und der direkten Umgebung, Standort und Zeitpunkt (Datum, Uhrzeit) der 
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Kontrolle. Hier müssen alle anderen personenbezogene Daten, insbesondere Personen 

und weitere Kennzeichen automatisch unkenntlich gemacht werden. Erhobene Daten 
müssen unverzüglich mit Parkberechtigungen abgeglichen werden. Besteht eine 

Parkberechtigung, müssen die Daten sofort gelöscht werden. 

Liegt keine Parkberechtigung vor, und eine Sichtkontrolle durch Personal bestätigt das 

Fehlen innerhalb von 24 Stunden, dürfen die Daten zur Verfolgung von Verkehrsord-
nungswidrigkeiten weiterverarbeitet werden. Andernfalls müssen die Daten spätestens 

24 Stunden nach dem Abgleich automatisch gelöscht werden. Eine Sichtkontrolle ist 
unnötig, wenn alle in Betracht kommenden Parkberechtigungen digital vorliegen (siehe 

Ausführungen unten). 

Unterschied: Im LMG wurde ausdrücklich gefordert, dass das Kennzeichen eines erfass-

ten Fahrzeuges unverzüglich zu verschlüsseln ist, was im StVG nicht der Fall ist. 
Zusätzlich zur Anforderung des LMG, Personen unkenntlich zu machen, die auf Bild-

aufnahmen eines betroffenen Fahrzeuges miterfasst werden, regelt das StVG ausdrück-
lich, dass nach dem Stand der Technik „alle anderen personenbezogenen Daten“ auto-

matisiert unkenntlich gemacht werden müssen. Explizit genannt wird neben der 
Unkenntlichmachung von Personen die Unkenntlichmachung amtlicher Kennzeichen 

von sonstigen miterfassten Fahrzeugen. 

• Absatz 3 – Kontrolle des Falschparkens: Die Regelung ist hinsichtlich der Video-

kontrolle und der dabei erhobenen Daten in vielen Teilen analog zu Abs. 2.  
Allerdings wird danach unterschieden, ob die Videokontrolle einen Verstoß hinreichend 

sicher automatisiert feststellt (1. Fall) oder ob durch die Videokontrolle lediglich 

Anhaltspunkte für einen Verstoß vorliegen (2. Fall). 

o Im 1. Fall, einem hinreichend sicher festgestellten Verstoß, kann eine automati-

sierte Verarbeitung wie in Abs. 2 erfolgen. 

o Im 2. Fall, wenn lediglich Anhaltspunkte für einen Verstoß bestehen, muss in den 
Bildern das Kennzeichen des betroffenen Fahrzeugs unkenntlich gemacht 

werden (z. B. durch eine Schwärzung). Das Kennzeichen darf lediglich als Hash-
Wert gespeichert werden. In diesem Fall hat innerhalb von 24 Stunden eine 

erneute Videokontrolle mit zeitlichem Abstand oder eine Kontrolle durch Perso-
nal zu erfolgen, um die Situation auf einen möglichen Verstoß hin zu prüfen. Die 
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Daten sind nach der Kontrolle, andernfalls spätestens 24 Stunden nach der 

initialen Erhebung, automatisch zu löschen. 

• Absatz 4 – Protokollierungspflicht der Datenabrufe: 

Die Behörden müssen Aufzeichnungen darüber führen, welche Dienststelle welche 
Daten zu Parkberechtigungen wann abgerufen hat. Die Behörden müssen Aufzeichnun-

gen führen über die Erhebung, Löschung und Kombination von Daten bei der Kontrolle 

der Parkberechtigungen und der Kontrolle des Falschparkens; diese müssen auch das 

amtliche Kennzeichen bzw. den Hash-Wert enthalten, den Standort des Fahrzeugs und 
den Zeitpunkt des Verarbeitungsvorgangs. 

Die protokollierten Daten dürfen nur für die Kontrolle des Datenschutzes, der Daten-
sicherung oder zum Sicherstellen des ordnungsgemäßen Betriebs der Datenverar-

beitungsanlage verwendet werden. Die Protokolldaten sind gegen anderweitige Ver-
wendung oder Missbrauch zu schützen (u.a. durch Maßnahmen wie deren Verschlüs-

selung und Zugriffskonzepte) und nach 30 Tagen zu löschen. 
Unterschied: Im LMG war keine Protokollierung der Datenabrufe und -verwendung 

vorgeschrieben. 

• Absatz 5 – Transparenz der Kontrollen: 
Die Videokontrolle darf nicht verdeckt sein. Die Fahrzeuge und die Gebiete sowie die 

Durchführung der Kontrolle müssen kenntlich gemacht werden. 
Unterschied: Im Vergleich zum LMG wird im StVG nun gefordert, dass zusätzlich zur 

Erkennbarkeit der Kontrollgebiete und der Scan-Fahrzeuge auch die Durchführung der 

Kontrolle als solche erkennbar sein muss. Hierzu finden sich keine weiteren erläutern-

den Ausführungen. Gangbar ist nach Einschätzung des Ministeriums für Verkehr eine 

am Fahrzeug temporär angebrachte Hinweistafel (etwa Magnetbefestigung). 

• Absatz 6 – Ausschließliche Datenverwendung: 

Keinerlei Daten, die in Absätzen 1 bis 4 erwähnt werden, dürfen für andere Zwecke oder 
zur Profilbildung herangezogen werden. Eine Beschlagnahme der Daten nach anderen 

Rechtsvorschriften ist unzulässig. 
In anonymisierter Form dürfen die Daten für statistische Zwecke und das Verkehrs-

management herangezogen werden. 
Unterschied: Die Datenverwendung war im LMG enger gefasst, nun dürfen die Daten 
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der digitale Parkraumkontrolle auch anonymisiert werden, um sie in anonymisierter 

Form zur Steuerung des Verkehrs sowie Statistikzwecken zu verwenden. 

Folgend ordnen wir Bezüge zur Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) vor dem Hintergrund 

des Inkrafttretens des StVG gesondert ein: 

• Informationspflichten nach DSGVO: § 13 Abs. 1 Nr. 2 und Nr. 3 LMG wies klarstellend auf 

Informationspflichten in der DSGVO hin. Es handelte sich dabei lediglich um den 

Hinweis auf ohnehin bestehende Pflichten, deren Geltung für die digitale Parkraum-
kontrolle nicht davon eingeschränkt wird, dass sie in § 63g StVG keine explizite 

Erwähnung finden. Die Information der Betroffenen, deren Daten beim Erwerb von 
Parkscheinen und der Erteilung von dauerhaften Parkberechtigungen verarbeitet 

werden, bleibt somit (gemäß Art. 13 DSGVO) weiterhin notwendig. 

• Verschlüsselungspflicht bei Speicherung von Kennzeichen: Die in § 13 Abs. 2 S. 2. LMG 
enthaltene Pflicht, dass Kennzeichnen bei temporärer Speicherung „unverzüglich zu 

verschlüsseln“ sind, hat der Bundesgesetzgeber in seine Regelung nicht aufgenommen. 
Allerdings bietet sich auch ohne diese Regelung vor dem Hintergrund der DSGVO eine 

Verschlüsselung an. Denn nach Art. 32 Abs. 1 DSGVO müssen personenbezogene Daten 
durch geeignete Maßnahmen geschützt werden. Nach Art. 32 Ab. 1 lit. a) DSGVO zählen 

hierzu Verschlüsselungsmaßnahmen. 

 

3. Sichtkontrollen nach dem StVG 

§ 63g StVG differenziert, wie auch §13 LMG, zwischen zwei Formen der digitalen Parkraum-

kontrolle, und zwar zwischen der Inanspruchnahme von Parkflächen, ohne dass zum Zeitpunkt 
der Kontrolle eine gültige Parkberechtigung vorliegt („Schwarzparken“), und dem Halten oder 

Parken eines Fahrzeugs an einem Ort, an dem dies unabhängig vom Vorliegen einer Park-
berechtigung untersagt ist („Falschparken“). Für den Anwendungsfall Schwarzparken regelt 

§ 63g Abs. 2 S. 2 StVG, dass eine Ahndung und längerfristige Speicherung von Daten aus der 
digitalen Parkraumkontrolle nur erfolgen dürfen, wenn innerhalb von 24 Stunden eine zusätz-

liche Sichtkontrolle durch eine Überwachungskraft erfolgt. Hintergrund ist, dass sich die 
Parkberechtigungen von Menschen mit Behinderung nicht zwingend aus dem automatischen 
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Kennzeichenabgleich ergeben, da diese nicht an ein bestimmtes Kennzeichen gebunden sind. 

Die Sichtkontrolle dient in diesen Fällen dazu, Fehlahndungen zu vermeiden.  

Im Vergleich mit der bisher auf Basis des LMG durchgeführten digitalen Kontrolle ohne zusätz-

liche Sichtkontrolle werden sich in der Praxis Effizienzeinbußen ergeben. Allerdings ist davon 
auszugehen, dass in der Gesamtbilanz die digitale Parkraumkontrolle gegenüber dem her-

kömmlichen Verfahren mit Kontrollkräften zu Fuß auch bei der Durchführung von Sichtkontrol-

len nach wie vor erhebliche zeitliche Ersparnis mit sich bringt. Die in Baden-Württemberg 

durchgeführten Pilotversuche haben eine rund 12-fache Effizienzsteigerung durch die digitale 
Parkraumkontrolle gezeigt (ohne Sichtkontrolle). Da die im StVG vorgesehenen Sichtkontrollen 

keine erneute Vollerhebung des Verstoßes erfordern, sondern nur einer kurzen Überprüfung 
dienen (Sonderparkberechtigung ausgelegt oder nicht), gehen die Effizienzgewinne nicht 

gänzlich verloren.  

In der Praxis sind unterschiedliche Wege möglich, Sichtkontrollen möglichst effizient durch-

zuführen bzw. den damit verbundenen Zusatzaufwand zu minimieren: 

In den Pilotversuchen bewährt hat sich eine Sichtkontrolle direkt im Anschluss an die 

Befahrung durch das Scan-Fahrzeug. Für diese Nachkontrolle kann auf die bereits durch 
das Scan-Fahrzeug erhobenen und dokumentierten Informationen zurückgegriffen 

werden. Die Kontrollkraft muss daher lediglich die Windschutzscheibe des Fahrzeugs 
auf das Vorliegen einer Parkberechtigung prüfen und den Vorgang auf dem mobilen 

Endgerät bestätigen. Eine erneute Dokumentation des Sachverhalts ist nicht 
erforderlich. Sofern lokal Apps, Datenbanken oder ähnliche Systeme zum Einsatz 

kommen, in denen Inhaberinnen und Inhaber von Sonderparkberechtigungen diese 
freiwillig unter Kennzeichenangabe hinterlegen, kann damit die Zahl der von einer 

Kontrollkraft vor Ort anzulaufenden Fahrzeuge reduziert werden. Da in diesem Fall 
lediglich Inhaberinnen und Inhaber von Sonderparkberechtigungen berücksichtigt 

werden, reduziert sich gleichwohl nicht der Aufwand bei der Nachkontrolle derjenigen 
Fahrzeuge, die ohne Sonderparkberechtigung und ohne geltende temporäre 

Parkberechtigung abgestellt sind. 
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Der Anwendungsfall Falschparken ist von den nötigen Sichtkontrollen nicht berührt. 

Bei Fragen zur digitalen Parkraumkontrolle steht in unserem Haus das Referat 44 – 

Klimaschutz im Verkehr (Herr Eric Simon, eric.simon@vm.bwl.de) zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Christoph Erdmenger 
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